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1. Teil

Einleitung

Der Ordnungsrahmen für die Energiewirtschaft ist seit jeher Gegenstand
wirtschaftspolitischer Diskussionen. Die Regulierung des Zugangs zu den
Versorgungsnetzen beschäftigt dabei nicht erst mit Einsetzen der Liberali-
sierung der Energiewirtschaft Ökonomen und Juristen gleichermaßen.
Lange Zeit standen dabei Debatten über den Regulierungsmodus im Mit-
telpunkt. Binnen weniger Jahre hat sich ein Wandel vom verhandelten
zum regulierten Netzzugang vollzogen, zwischenzeitlich unterlagen die
Netzentgelte einer ex-post Kontrolle durch die Regulierungsbehörden,
nunmehr erfolgt eine ex-ante Methodenregulierung nach dem Verfahren
der Anreizregulierung. Allen Ansätzen gemein ist jedoch das ordnungspo-
litische Ziel, regulatorisch einen diskriminierungsfreien Netzzugang und
eine möglichst marktgerechte Vergütung für die Inanspruchnahme der
Netzinfrastruktur zu gewährleisten.

Annäherung an die Thematik

Die Regulierungsverfahren betreffen zunächst das Entgeltniveau bzw. das
Gesamtaufkommen der Entgelte. Dies zeigt sich im Besonderen bei der ge-
genwärtig verfolgten Anreizregulierung, im Rahmen welcher dem jeweili-
gen Netzbetreiber lediglich eine Erlösobergrenze regulatorisch zuerkannt
wird. Hiervon zu unterscheiden ist die nachgelagerte Frage, wie einmal er-
mittelte Erlöse der Netzbetreiber auf die einzelnen Energieverbraucher
umzulegen sind. Dies bleibt in wettbewerblichen Marktstrukturen der un-
ternehmerischen Preissetzung vorbehalten. Der nationale Regulierungs-
rahmen bindet die Netzbetreiber jedoch an konkrete Kalkulationsvorga-
ben. Gegenstand der Regulierung bilden damit einerseits das Preisniveau,
andererseits die Preisstrukturen.1 Während es Ziel der Entgeltregulierung
ist, die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt dadurch zu fördern, dass Produ-
zenten- und Konsumentenrente regulatorisch einem effizienten Ausgleich

A.

1 Vgl. Viscusi/Vernon/Harrington, Economics of Regulation (2005), S. 443 ff.
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zugeführt werden, lässt die Preisstrukturregulierung das Gesamtaufkom-
men der Entgelte unberührt und regelt einzig die Kostenzuteilung zwi-
schen den Konsumenten.

Dieser zweite Schritt der Entgeltbildung war für längere Zeit außerhalb
des Fokus gerückt, das Energiewirtschaftsrecht bediente sich tradierter Al-
lokationsverfahren, die im Wesentlichen in den Verbändevereinbarungen
um die Jahrtausendwende entwickelt wurden. Erst mit dem spürbaren An-
stieg der Netznutzungsentgelte in der jüngeren Vergangenheit tritt die Fra-
ge der Kostenverteilung wieder in den Vordergrund. Entsprechend stellt
der Koalitionsvertrag der 19. Bundesregierung an prominenter Stelle in
Aussicht, „mit einer Reform der Netzentgelte die Kosten verursacherge-
recht und unter angemessener Berücksichtigung der Netzdienlichkeit [zu]
verteilen (...)“.2 Die Veröffentlichung einer Vielzahl breit angelegter Unter-
suchungen in den letzten Jahren verdeutlicht die wachsende wirtschaftspo-
litische Relevanz des Themas.3

Auch wenn beide Seiten, die Frage der Kostengestehung und die Frage
der Kostenverteilung, gleichermaßen Gegenstand der Netzentgeltregulie-
rung sind, richtet die Arbeit den Blick auf die Zuordnung der Kosten zu
den mit Entgelten belegten Leistungen eines Netzbetreibers und die sich
hierauf gründende Tarifbildung.4 Was einfach klingt, stellt sich als zentra-
les Problem der Netzökonomie wie auch des Regulierungsrechts heraus.
Der vorgelagerte Schritt der Bestimmung der, regelmäßig die berücksichti-
gungsfähigen Kosten zuzüglich einer marktgerechten Rendite umfassen-
den, Erlösobergrenze ist hingegen nicht Gegenstand der Untersuchung.
Zu analysieren ist damit die Netzentgeltsystematik der Stromnetzentgelt-
verordnung,5 welche den Modus der Kostenzuteilung bestimmt und einen
konkreten Preisbildungsmechanismus normiert.

2 Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode zwischen CDU, CSU und SPD, S. 72,
Rz. 3291 ff.

3 BNetzA, Bericht Netzentgeltsystematik (2015); RAP, Netzentgelte in Deutschland
(2014); Umweltbundesamt, Anforderungen der Integration der erneuerbaren Ener-
gien an die Netzentgeltregulierung (2016); AGORA, Neue Preismodelle für Ener-
gie (2017); dena, Impulse zur Weiterentwicklung der Netzentgeltsystematik
(2018); Consentec/Fraunhofer ISI, Optionen zur Weiterentwicklung der Netzent-
geltsystematik (2018); E-Bridge, Neue Preismodelle für die Energiewirtschaft
(2018) u.v.m.

4 Vgl. Masing, AöR 128 (2003), S. 558 (576), der allerdings einen Dreischritt aus Be-
stimmung der berücksichtigungsfähigen Kosten, Festlegung der Rendite und
schließlich der Preisfestlegung ausmacht.

5 Verordnung über die Entgelte für den Zugang zu Elektrizitätsversorgungsnetzen
(Stromnetzentgeltverordnung – StromNEV) v. 25.07.2005, BGBl. I S. 2225.

Einleitung
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Zielsetzung

Das BMWi weist der Netzentgeltsystematik zwei Aufgaben zu: Einerseits
sei ein netz- und marktdienliches Verhalten der Netznutzer zu fördern, da-
neben gelte es, die Kosten des Netzbetriebs fair und angemessen zu vertei-
len.6 Während erster Punkt (allokatorische) Effizienz verfolgt, hat zweiter
weitergehende verteilungspolitische Fragen zum Gegenstand. Der Ge-
sichtspunkt der Effizienz führt vor Augen, dass es (zunächst) Ziel der Netz-
entgeltsystematik ist, die Kapazitäten des Netzes möglichst ressourcenscho-
nend zu betreiben und zu nutzen. Die Entgeltsystematik zielt weiter auf
eine möglichst „faire“ Verteilung der im Netzbetrieb entstehenden Kos-
ten.7 Die Frage aber, was einen gerechten Preis ausmacht, hat weit über
das Regulierungsrecht hinaus lange Tradition. Auch die Allokationstheorie
hat hierzu keine abschließenden Antworten geliefert, so dass die Frage der
regulatorischen Preisbildung bis heute das zentrale Problem des Regulie-
rungsrechts bildet.8 Während aber das amerikanische Antitrust-Law dem
Fairnesskriterium durch richterliche Auslegung und Rechtsfortbildung
ganz selbstverständlich Konturen verleiht, bedarf es im nationalen Recht
normativer Maßgaben zur Bestimmung „fairer“ Entgelte und Entgeltstruk-
turen.9

Der Rechtsrahmen sieht insoweit die Kriterien der Angemessenheit, Dis-
kriminierungsfreiheit, Transparenz und Kostenorientierung vor.10 Diese
Maßstäbe sind mit Blick auf die Bestimmung eines „wettbewerbsanalogen“
Entgeltniveaus durch zahlreiche Entscheidungen geschärft und erlauben
die Bestimmung sachgerechter Entgelte. Die Verteilung der Netzkosten
zwischen den Netznutzern ist insoweit jedoch allenfalls mittelbar adres-
siert und wird als distributive Allokationsentscheidung zunächst im politi-
schen Raum verortet.11 Dies mag daran liegen, dass die distributive Di-
mension der Entgeltregulierung nur dann und soweit Gegenstand ord-
nungspolitischen Interesses ist, als missbräuchliche oder diskriminierende
Preisstrukturen drohen. Die Frage, wie Preisstrukturen „fair“ bzw. „ge-
recht“ auszugestalten sind, gestaltet sich vor diesem Hintergrund ungleich

B.

6 BMWi, Ergebnispapier Strom 2030 (2017), S. 48; vgl. Bonbright, Principles of
Public Utility Rates (1961), S. 292.

7 Ohlms, Kostenträgerrechnungen in der Energiewirtschaft (1984), S. 9.
8 Säcker/Böcker, in: Picot (Hrsg.), 10 Jahre wettbewerbsorientierte Regulierung

von Netzindustrien (2008), S. 69 (75).
9 Vgl. Grundmann, RabelsZ 1997, S. 423 (430 ff.).

10 § 21 Abs. 1 und 2 EnWG.
11 dena, Impulse zur Weiterentwicklung der Netzentgeltsystematik (2018), S. 8 f.
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komplexer als die Bestimmung des Entgeltniveaus. Zur Maßstabsbildung
lassen sich Erkenntnismethoden der Allokations- und Netzökonomie her-
anziehen, die nähere Untersuchung führt jedoch die Endlichkeit dieser Er-
kenntnisquellen vor Augen. Auch das Regulierungsrecht liefert hierfür kei-
ne abschließende Antwort, erstaunlicherweise werden die um den Jahrtau-
sendwechsel von den maßgeblichen Branchenverbänden in den Verbände-
vereinbarungen entwickelten Preisfindungsprinzipien bis heute weitge-
hend unbesehen angewendet.

Eine rechtliche Auseinandersetzung mit dieser Thematik ist bislang al-
lenfalls oberflächlich erfolgt. Dies vermag auf den ersten Blick kaum zu
überraschen, da die Frage der Netzkostenallokation zunächst eine netzöko-
nomische, vor allem aber eine hochpolitische ist. Gleichwohl ist die Netz-
entgeltsystematik regulatorisch ausgestaltet und gründet sich auf materiell-
rechtliche Preisfindungsprinzipien, die in weiten Teilen unionsrechtlich
determiniert sind. Insoweit steht zu erwarten, dass das Clean Energy Packa-
ge der Union neue Impulse für eine Diskussion der Systematik setzen wird.
Zentrales Anliegen der Arbeit bildet daher zunächst die Konkretisierung
der rechtlichen Maßstäbe des europäischen und nationalen Rechts mit
Blick auf ihre Tragweite für die hier gegenständlichen Entgeltstrukturen.
Damit verfolgt die Arbeit das Ziel, diesen Teilbereich des Regulierungs-
rechts für den rechtlichen Diskurs zu erschließen und rechtliche Maßstäbe
zur Untersuchung dieser Fragen zu entwickeln.

Ansatzpunkte

Relevanz gewinnt die Frage der Preisstrukturregulierung vor dem Hinter-
grund der Energiewende, die auch vor dem Netz keinen Halt macht. Im
Zuge des tiefgreifenden Umbaus der Energiewirtschaft verlieren dereinst
als systemprägend erachtete Paradigmen des Regulierungsmodus ihre Gel-
tung, so dass die Legitimation der hierauf fußenden Allokationsverfahren
der StromNEV zu untersuchen ist.12 Ansatzpunkte für die Untersuchung
liefern zunächst überregionale Verteilungswirkungen, die sich in einem
zunehmenden Entgeltgefälle zwischen Ost und West sowie Nord und Süd
äußern. Der dezentrale Zubau erneuerbarer Energien löst zudem lokal wie
überregional erheblichen Netzausbaubedarf aus, der bis zu seiner Umset-
zung einen gesteigerten Einsatz von Systemsicherheitsmaßnahmen erfor-

C.

12 Vereinzelt wird der Netzentgeltsystematik daher eine „Legitimationskrise“ nach-
gesagt, Hiersig/Wittig, ET 2009, Heft 7, S. 13.
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derlich macht. Daneben wächst mit dem Zubau erneuerbarer Energien der
Anteil volatiler Einspeisungen, was – netztechnisch bedingt – einen wach-
senden Bedarf nach nachfrageseitiger Flexibilität auslöst. Schließlich sind
die Formen der Netznutzung durch das Aufkommen von Eigenerzeugern,
Elektromobilität und Sektorenkopplung heute weitaus vielfältiger, als bei
Entwicklung der ordnungspolitischen Grundstrukturen erahnt. Zentrale
Forderungen betreffen damit eine ausgewogene Verteilung der durch die
Energiewende ausgelösten Kosten im Netz sowie eine Flexibilisierung des
Netznutzungsregimes. All diese Fragestellungen sind dabei Gegenstand
der Netzentgeltsystematik, deren Aufgabe es ist, die dahingehenden Kos-
tenwirkungen verursachungsgerecht in den Netznutzungsentgelten zu re-
flektieren.13

Der Allokationsmodus der StromNEV ist dabei weder wirtschaftlich,
noch normativ einfach zu fassen. Die erste Herausforderung bildet es da-
mit, handhabbare Maßstäbe für die rechtliche Analyse dieses, bislang we-
nig ergründeten, Preisbildungsmechanismus zu entwickeln. Hierfür sind
Bedeutung und Reichweite der rechtlichen Maßstäbe der Zentralnorm der
Entgeltregulierung, dem § 21 Abs. 1 und 2 EnWG, mit Blick auf die Regu-
lierung der Preisstrukturen zu bestimmen. Anzusetzen ist jedoch bei den
wohlfahrts- und netzökonomischen Grundsätzen der Preisbildung. Ausge-
hend hiervon werden regulatorische Preissetzungsmechanismen unter-
sucht und Kriterien für eine „faire“ Entgeltsystematik entwickelt, die an
späterer Stelle zur Auslegung der rechtlichen Maßstäbe dienen können.

Die rechtliche Untersuchung der Netzentgeltsystematik unterscheidet
mehrere Allokationsschritte, welche den Preisbildungsmechanismus der
StromNEV nachzeichnen. Dies betrifft zunächst die Frage der Kostenzutei-
lung, d.h. die horizontale und vertikale Kostenwälzung zwischen Netzen
bzw. Netzebenen. In diesem Zusammenhang ist auch der Kreis der Netz-
entgeltschuldner zu untersuchen mit Blick auf die Frage, ob und inwie-
weit Erzeuger an der Netzkostentragung zu beteiligen sind. Der zweite
Fragenkreis widmet sich der Frage der Rechtmäßigkeit der Kostenzutei-
lung im Rahmen der Netzentgeltsystematik, welcher auf betriebswirt-
schaftlichen Grundsätzen der Kostenrechnung aufbaut. Schließlich wird
die Legitimität der Tarifstrukturen mit Blick auf Wesen und Struktur der
Tarifkomponenten untersucht. Für jeden Fragenkreis gilt, dass der gegen-
wärtig verfolgte Allokationsmodus unter den sich mit fortschreitender
Energiewende verändernden Strukturbedingungen unter wachsenden
Rechtfertigungsdruck gerät. Die Arbeit zeigt, dass die Netzentgeltsystema-

13 Vgl. § 16 Abs. 1 Satz 1 StromNEV.
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tik der StromNEV unter verschiedenen Gesichtspunkten Anpassungsbe-
darf aufweist.

Grundlegung

Die flächendeckende Verfügbarkeit von Energie ist – jedenfalls in der Bun-
desrepublik – eine Selbstverständlichkeit geworden. Ihre erhebliche Be-
deutung macht die Energieversorgung zu einem zentralen Gegenstand öf-
fentlichen Interesses, welches, mit den Worten des Bundesverfassungsge-
richts, so wesentlich sei wie das „Interesse am täglichen Brot“.14 Die Elek-
trizitätsversorgung setzt dabei eine umfassende Leitungsinfrastruktur vor-
aus, um den Transport der Strommengen vom Erzeuger zu den Verbrau-
chern jederzeit zu gewährleisten. Betrieb, Erhalt und Ausbau der Netze
verursachen hierbei erhebliche Kosten, die über Netzentgelte finanziert
werden.

Netzentgelte als Wirtschaftsfaktor

Das Gesamtaufkommen der Netznutzungsentgelte belief sich im Jahr 2018
auf etwa 24 Milliarden Euro.15 Netzentgelte machen im Schnitt etwa 25
Prozent der Stromrechnung eines Kleinverbrauchers aus und stellen damit
einen wesentlichen Kosten- und Wirtschaftsfaktor dar.16 Mit dem zuneh-
menden Ausbau erneuerbarer Energien geht zwar ein Rückgang der Erzeu-
gungskosten einher, zugleich steigen jedoch Netzausbaubedarf und Anfor-
derungen an den Netzbetrieb. Trotz der zwischenzeitlichen Stabilisierung
des Entgeltniveaus steht vor diesem Hintergrund zu erwarten, dass die

§ 1.

A.

14 BVerfG, Beschluss vom 11.10.1994 – 2 BvR 633/86, Kohlepfennig, BVerfGE 91,
S. 186.

15 AGORA, Stromnetzentgelte: Eine Blackbox, die nicht geöffnet werden kann?
(2018), S. 4, vgl. dort Fn. 2: Schätzung auf Grundlage der von der Bundesnetz-
agentur nach § 31 ARegV teilweise veröffentlichten Erlösobergrenzen.

16 Netzentgelte inklusive Messung und Messstellenbetrieb: BDEW Strompreisanaly-
se, Juli 2020.
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Netzentgelte als Kostentreiber in Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen
werden.17

§ 1 StromNEV definiert Netzentgelte als „Entgelte für den Zugang zu
den Elektrizitätsübertragungs- und den Elektrizitätsverteilernetzen“. Sie
werden als privatrechtlich vereinbarte finanzielle Leistungen erhoben und
von den Betreibern der Versorgungsnetze von Stromverbrauchern als syn-
allagmatische Gegenleistung für die von ihnen erbrachte Transportleis-
tung vereinnahmt. Mit Netzentgelten werden u.a. der Betrieb und Erhalt
der Netzinfrastruktur, Kosten für Systemdienstleistungen sowie Netzver-
luste vergütet.18 Sie umfassen zudem das Entgelt für Messung und Mess-
stellenbetrieb.19 Trotz ihres privatrechtlichen Charakters sind die Netzbe-
treiber bei der Erhebung der Entgelte nicht frei. Da sich die Entgelte auf-
grund der Monopolstellung des Netzbetreibers innerhalb seines Netzge-
biets nicht im Wettbewerb bilden können, reguliert der Gesetz- bzw. Ver-
ordnungsgeber mit den in der Stromnetzentgeltverordnung konkretisier-
ten Methoden zur Bestimmung der Entgelte die Preisbildung der Unter-
nehmen.20

Ziel der Netzregulierung ist die „Sicherstellung eines wirksamen und
unverfälschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit Elektrizität und Gas
und der Sicherung eines langfristig angelegten leistungsfähigen und zuver-
lässigen Betriebs von Energieversorgungsnetzen“, § 1 Abs. 2 EnWG. Der
Wettbewerb ist hierbei Ziel, wie auch Maßstab der Regulierung: Wettbe-
werbsanaloge Entgelte dienen zunächst der Verhinderung von Verzerrun-
gen des Marktergebnisses auf den vor- und nachgelagerten Marktstufen,
zugleich bildet der Wettbewerb aber einen Allokations- bzw. Effizienz-
maßstab im Rahmen der kostenorientierten Entgeltbildung. Derzeit ver-
folgt die Bundesrepublik die dynamische Methode der Anreizregulierung,
nach welcher die Erlöse der Netzbetreiber zwar kostenbezogen ermittelt

17 dena, Verteilnetzstudie (2012), S. 357; u.a.: AGORA, Stromnetzentgelte: Eine
Blackbox, die nicht geöffnet werden kann? (2018), S. 4; Consentec/Fraunhofer
ISI, Optionen zur Weiterentwicklung der Netzentgeltsystematik (2017), S. 1; de-
na, Impulse zur Weiterentwicklung der Netzentgeltsystematik (2018), S. 5.

18 § 3 Abs. 1 und 2 StromNEV.
19 § 17 Abs. 7 StromNEV. Nach dessen Satz 3 ist seit dem 01.01.2017 kein gesonder-

tes Abrechnungsentgelt mehr zu erheben; soweit der Messstellenbetrieb mittels
intelligenten Messsystemen erfolgt, werden die Entgelte nach dem Messstellenbe-
triebsgesetz erhoben, vgl. Sauer, in: Elspas/Graßmann/Rasbach, EnWG (2018),
§ 20 Rn. 75 Fn. 187.

20 Vgl. § 21 Abs. 1, 24 Abs. 1 Satz 1 EnWG; Missling, in: Theobald/Kühling, Energie-
recht, § 1 StromNEV, Rn. 3.
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werden, dabei aber strengen Effizienzanforderungen unterliegen. Die
BNetzA bestimmt hierbei für jeden Netzbetreiber eine Erlösobergrenze
nach den Vorgaben der ARegV, welche sich im Wesentlichen aus den (effi-
zienten) Kosten für Betrieb, Erhalt und Ausbau der Netzinfrastruktur zu-
züglich eines angemessenen Gewinns (Eigenkapitalverzinsung) zusam-
mensetzt.21 Auch wenn sich dieses Verfahren seit seiner Einführung im
Jahre 2009 bewährt zu haben scheint, bleibt das Regulierungsrecht Gegen-
stand anhaltender Diskussionen.

Doch nicht nur die Erlöse der Netzbetreiber, auch deren Tarifbildung
unterliegt einer staatlichen Regulierung. Diese sogenannte Preisstrukturre-
gulierung ist Gegenstand der Netzentgeltsystematik und wird in der
Stromnetzentgeltverordnung geregelt.22 Vorbehaltlich bestimmter Frei-
heitsgrade sind die Netzbetreiber bei der Tarifierung an deren Vorgaben
gebunden.23 Den Netzbetreibern bleibt allein die Aufgabe der Kalkulation
und Erhebung der Netzentgelte, die eigentliche Preisbildung ist umfas-
send regulatorisch determiniert.

Entgelte können dabei grundsätzlich in verschiedener Ausgestaltung er-
hoben werden: so sind transaktionsabhängige oder -unabhängige sowie
entfernungsabhängige oder entfernungsunabhängige Netzentgelte denk-
bar. Daneben können Entgelte zeitlich und räumlich differenzieren. Tarif-
strukturen bilden sich durch das Zusammenspiel verschiedener Entgelt-
komponenten. Nach der Netzentgeltsystematik der StromNEV sind Ar-
beits- und Leistungspreise zu erheben, nicht lastganggemessene Kunden
entrichten einen Arbeits- und Grundpreis. Der Arbeitspreis wird in Ab-
hängigkeit zur verbrauchten Energie in Kilowattstunden berechnet, das
Leistungsentgelt wird für die in Anspruch genommene Leistung in Kilo-
watt entrichtet. Das Zusammenspiel beider Komponenten ist maßgeblich
für die Entgeltstruktur. Weitergehend werden verschiedene Abnahmefälle
in unterschiedlicher Weise bepreist, die Preisblätter der Netzbetreiber wei-
sen insoweit je nach Anschlussnetzebene und Benutzungsdauer des Netz-
nutzers differenzierte Preise aus. Die sich hieraus ergebenden Preisstruktu-
ren dienen nicht allein der allokatorischen Zuordnung der Kostenpositio-
nen, sondern zeitigen Verteilungswirkungen und stellen zugleich ein Ins-
trument zur Nachfragesteuerung dar.

21 Vgl. § 4 ff. ARegV, §§ 4 ff. StromNEV.
22 Insb. Abschnitt 2, 2a und 3 der StromNEV.
23 § 17 Abs. 1 und 4 ARegV.
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Technische Strukturmerkmale leitungsgebundener Energieversorgung

Die physikalischen Besonderheiten der Ware Elektrizität unterwerfen die
Energiewirtschaft spezifischen Strukturbedingungen und prägen damit
auch den rechtlichen Ordnungsrahmen. So haben die technischen Struk-
turmerkmale besondere Ausformungen der Märkte für Erzeugung, Trans-
port und Vertrieb von Strom zur Folge. Zudem führen sie zu spezifischen
Kostenstrukturen, die sich auch in der Preisbildung niederschlagen. Indem
die Netze den Transport elektrischer Energie vom Erzeuger zum Abneh-
mer ermöglichen, bilden sie das „Rückgrat“ der Stromversorgung.24 Netze
lassen sich dabei allgemein als „raumübergreifende, komplex verzweigte
Transport- und Logistiksysteme für Güter, Personen oder Informati-
on[en]“ beschreiben.25

Der Betrieb der Netze zur Elektrizitätsversorgung ist dabei durch zwei
technische Strukturmerkmale geprägt: Der Transport des Stroms zum
Letztverbraucher setzt zunächst eine umfassende Netzinfrastruktur voraus,
deren Kapazität auch Spitzenbelastungen zu bewältigen hat. Die Leitungs-
gebundenheit bildet damit das erste Strukturmerkmal der Energieversor-
gung.26 Da elektrische Energie derzeit (noch) nicht in relevanten Mengen
speicherbar ist,27 ist die in einem konkreten Zeitpunkt von Verbrauchern
entnommene Strommenge zeitgleich an anderer Stelle zu erzeugen und in
das Netz einzuspeisen.28 Aus diesem zweiten Strukturmerkmal, der Nicht-
speicherbarkeit elektrischer Energie, erwachsen damit spezifische Anforde-
rungen an den Netzbetrieb.

Der Ausgleich von Stromerzeugung und Stromverbrauch erfolgt grund-
sätzlich am Strommarkt. Die Stromversorgungsnetze müssen jederzeit in
der Lage sein, das Marktergebnis abzubilden.29 Ein funktionierender

B.

24 BT-Drs. 17/12638, S. 12; vgl. Schmitz/Uibeleisen, Netzausbau (2016), B. 1. Fn. 8;
Wübbels, EnWZ 2015, S. 193 (194).

25 v. Weizsäcker, WuW 1997, S. 572.
26 Müller, Handbuch der Elektrizitätswirtschaft (2001), S. 27; Lange/Pries, NZKart

2015, S. 116 (116).
27 Erwägungsgrund 18 der ElektrizitätsbinnenmarktRL (EU) 2019/944; Jendrian,

Netznutzungsentgelte elektrischer Energieverteilungsnetze (2002), S. 19; Connect
Energy Economics, Leitstudie Strommarkt 2015, S. 41; vgl. EFZN, Eignung von
Speichertechnologien zum Erhalt der Systemsicherheit (2013), Schwintowski,
EWeRK 2014, S. 271 ff.; ders.: EWeRK 2015, S. 81 ff.; Riewe/Sauer, EWeRK 2014,
S. 79 ff.; zu Netzentgeltbefreiungen für Energiespeicher: Krebs, RdE 2012, S. 19 ff.

28 Müller, Handbuch der Elektrizitätswirtschaft (2001), S. 160; Erdmann/Zweifel,
Energieökonomik (2010), S. 294 f.

29 BNetzA, Flexibilität im Stromversorgungssystem (2017), S. 9, 12.
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Strommarkt setzt damit eine leistungsfähige Netzinfrastruktur voraus, an-
derenfalls drohen Netzrestriktionen das Marktergebnis zu verzerren. Lan-
ge Zeit konnten die Netze diese Aufgabe erfolgreich bewältigen, was nicht
zuletzt darauf zurückzuführen war, dass die vertikal integrierten Versor-
gungsunternehmen Stromversorgung und Netzbetrieb aus einer Hand ge-
währleisteten.30 Mit fortschreitender Energiewende wachsen die Anforde-
rungen an den Netzbetrieb jedoch zusehends. Einerseits wird verstärkter
Netzausbau erforderlich, andererseits gewinnt das Engpassmanagement im
Netzbetrieb erheblich an Bedeutung. Beides führt zu einem Anstieg der
Netzkosten und damit der Entgelte.

Netzinfrastruktur in Deutschland

Elektrizitätsversorgungsnetze werden im Energiewirtschaftsgesetz nur im-
plizit als Übertragungs- und Verteilnetze definiert.31 Der Bundesgerichts-
hof versteht die Versorgungsnetze als Gesamtheit der miteinander verbun-
denen Anlagenteile zur Übertragung oder Verteilung von Energie.32 Ganz
allgemein lassen sich Infrastrukturen mit Hermes als „Mittel begreifen, die
der Überwindung von Entfernungen dienen, [allen potentiellen Nutzern
offen stehen] und dadurch die Integration eines Raumes bewirken.“33

Kennzeichnend hierfür sind flächendeckende Netzstrukturen, wie sie auch
in der Strom- und Gasversorgung genutzt werden. Die vermaschten Über-
tragungs- und Verteilnetze sind insoweit Ausdruck des ersten Struktur-
merkmals der Leitungsgebundenheit der Energieversorgung.

Die Erzeugung elektrischer Energie erfolgt dabei nur selten am Ort des
Verbrauchs. So vollzieht sich der Zubau der stetig an Bedeutung gewin-
nenden Windenergie vornehmlich im Norden – hier teils offshore – sowie
im Osten der Republik, während die industriellen Lastzentren vornehm-
lich im Süden und Westen der Republik liegen. Damit bedarf es einer
weiträumigen Netzinfrastruktur, die den Transport und die Verteilung der
erzeugten Elektrizität im gesamten Bundesgebiet sicherstellt. Die deut-
schen Stromnetze umfassen ein Leitungsnetz von knapp 1,8 Mio. km Län-

I.

30 AGORA, Energiewende und Dezentralität (2017), S. 29 f.
31 Vgl. § 3 Nr. 2 EnWG sowie § 3 Nr. 16 EnWG „Energieversorgungsnetze“; aller-

dings definiert § 3 Nr. 35 EEG 2017 das „Netz“ als „Gesamtheit der miteinander
verbundenen technischen Einrichtungen zur Abnahme, Übertragung und Vertei-
lung von Elektrizität für die allgemeine Versorgung.“

32 BGH, Urteil vom 10.11.2004 – VIII ZR 391/03, NJW-RR 2005, S. 565.
33 Hermes, Staatliche Infrastrukturverantwortung (1998), S. 329.
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ge, welche als Wechselstromnetz mit einer Frequenz von 50 Hz betrieben
werden.34 Die Netztopografie ist hierbei durch vertikale Strukturen ge-
prägt, welche eine zentralisierte Einspeisung durch Großkraftwerke auf
der Höchst- und Hochspannungsebene antizipieren. Die Netze werden
nach den einzelnen Spannungsstufen unterteilt in Höchstspannungsnetze
(220 kV und 380 kV), Hochspannungsnetze (110 kV), Mittelspannungsnet-
ze (10 und 30 kV) und Niedrigspannungsnetze (0,4 kV).35 Die Untergliede-
rung in verschiedene Spannungsebenen dient der Vermeidung von Trans-
portverlusten bei der Durchleitung. Übertragungsnetze gewährleisten den
überregionalen Stromtransport bei hoher elektrischer Spannung.36 Die
Verteilernetze erlauben hingegen die Lieferung von elektrischer Energie
an Letztverbraucher in den niedrigeren Spannungsebenen.37 Das Übertra-
gungsnetz umfasst die Höchst- und Hochspannungsebene, wobei letztere
zugleich Teil des Verteilernetzes sein kann. Mittel- und Niederspannung
dienen hingegen ausschließlich der Verteilung von Energie.38 Die überwie-
gende Zahl der Letztverbraucher ist an das Niederspannungsnetz ange-
schlossen, je nach Leistung können Erzeuger und Verbraucher aber auch
auf vorgelagerten Netzebenen angeschlossen sein. Die Anschlussebene hat
dabei Auswirkungen auf die Bemessung der Netzentgelte. Der gleichzeiti-
ge Anschluss von Erzeugern und Verbrauchern an das vermaschte Netz be-
gründet Vernetzungs- und Kostenvorteile.39 Da lokale Spitzenlasten regel-
mäßig nicht gleichmäßig auftreten, erlaubt die Überlagerung unterschied-
licher Lastprofile eine effizientere Auslastung der Netzinfrastruktur.

Diese hergebrachten Strukturen geraten im Zuge der Energiewende zu-
nehmend unter Druck. Einspeisungen volatiler Erzeugungsanlagen (Pho-
tovoltaik/Wind) machen die Netzauslastung weniger planbar. Lastprogno-
sen können nur noch kurzfristig erstellt werden. Zugleich werden die
Netzstrukturen durch die Dezentralisierung der Erzeugung vor neue He-
rausforderungen gestellt, da Einspeisungen nunmehr räumlich verschie-
den und verstärkt in nachgelagerten Netzebenen erfolgen. Entsprechend

34 DIHK, Faktenpapier Ausbau der Stromnetze (2015), S. 4.
35 Konstantin, Praxisbuch Energiewirtschaft (2013), S. 454.
36 Müller, Handbuch der Elektrizitätswirtschaft (2001), S. 163.
37 VDEW, Elektrizitätswirtschaftliche Grundbegriffe (2012), S. 59.
38 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags, Sachstand – Regionale

Auswirkungen einer Vereinheitlichung der Netzentgelte für Übertragungsnetze
(2017), S. 7.

39 Seeger, Die Durchleitung elektrischer Energie nach neuem Recht (2002), S. 37;
Höppner, Die Regulierung der Netzstruktur, 2009, S. 137; Erdmann/Zweifel, En-
ergieökonomik (2008), S. 296 f.
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wächst die durchschnittliche Entfernung zwischen Einspeisung und Ver-
brauch, etwa mit Blick auf den Zubau von Windenergieanlagen offshore.40

Für die kommenden Jahre wird allein in den Verteilnetzen ein Investiti-
onsbedarf zwischen 27,5 und 42,5 Milliarden Euro prognostiziert.41 Der
Ausbaubedarf im Übertragungsnetz wird in einem aufwändigen Verfahren
ermittelt: Ausgehend von einem allgemeinen Szenariorahmen42 haben die
Übertragungsnetzbetreiber Netzentwicklungspläne43 vorzulegen, die von
der Bundesnetzagentur geprüft werden. Diese finden als Grundlage des
Bundesbedarfsplans44 Niederschlag im Bundesbedarfsplangesetz.45 Die ak-
tuelle Bundesbedarfsplanung orientiert sich dabei nicht mehr an vereinzelt
auftretenden Handelsspitzen, sondern berücksichtigt bereits Maßnahmen
des Engpassmanagements bei der Netzdimensionierung.46

Das Netz als Kupferplatte

Im herkömmlichen Verständnis kommt dem Netz eine dienende Funkti-
on zu, der Netzausbau hat Stromerzeugung und -verbrauch jederzeit zu ge-
währleisten.47 Der Ausgleich von Erzeugung und Verbrauch erfolgt grund-
sätzlich am Strommarkt, der Strompreis bildet das zentrale Steuerungssi-
gnal für Einspeisungen und Ausspeisungen.48 Diese „dienende“ Funktion
des Netzes lässt sich charakterisieren mit dem Bild einer Kupferplatte, auf
welcher sich ein einheitlicher Strompreis bildet, ohne dass insoweit Trans-
portkosten Berücksichtigung finden. Gemäß § 3a StromNZV sind Übertra-
gungsnetzbetreiber verpflichtet, „Handelstransaktionen innerhalb des Ge-
biets der Bundesrepublik Deutschland ohne Kapazitätsvergabe in der Wei-
se zu ermöglichen, dass das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland eine
einheitliche Stromgebotszone bildet.“

II.

40 Bettzüge/Kersting, in: Baur/Salje/Schmidt-Preuß, in: Regulierung in der Energie-
wirtschaft (2016), Kap. 5, Rn. 5.

41 Ausbaubedarf bis 2030: dena, Verteilnetzstudie (2012), S. 8.
42 § 12a EnWG; BNetzA, Genehmigung des Szenariorahmens 2019-2030 (2018).
43 ÜNB, Netzentwicklungsplan Strom 2030 (Version 2019).
44 § 12e EnWG.
45 Bundesbedarfsplangesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2543; 2014 I S. 148, 71),

zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBl. I. S. 706.
46 § 12b Abs. 1 Satz 3 EnWG; BNetzA, Flexibilität im Stromversorgungssystem

(2017), S. 13.
47 Vgl. § 1 Satz 1 StromNZV.
48 BNetzA, Flexibilität im Stromversorgungssystem (2017), S. 5.
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